
Abschrift 

Amtsgericht Schwabach 

Az.: 8C791/17 

IM NAMEN DES VOLKES 

In dem Rechtsstreit 

Lorraine Media GmbH, vertreten durch d. Geschäftsführer, Hauptstraße 117, 10827 Berlin, 

- Klägerin -

gegen 

- Beklagte -

wegen Forderung 

erlässt das Amtsgericht Schwabach durch die Richterin am Amtsgericht 

28.02.2018 ohne mündliche Verhandlung gemäß § 495a ZPO folgendes 

Endurteil 

am 

1. Die Beklagte wird verurteilt, an die Klägerin 498,00 € nebst Zinsen hieraus von 5 Prozent-

punkten über dem Basiszinssatz 

che Rechtsanwaltskosten zu zahlen. 

sowie weitere 70,20 € als außergerichtli-

2. Die Beklagte hat die Kosten des Rechtsstreits zu tragen. 

3. Das Urteil ist vorläufig vollstreckbar. 
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Beschluss 

Der Streitwert wird auf 498,00 € festgesetzt. 

Von der Darstellung des Tatbestandes wird gemäß § 313 a ZPO abgesehen. 

Entscheidungsgründe 

Die Klage ist zulässig und begründet. 

1. Die Klägerin hat gegen die Beklagte einen Anspruch auf Bezahlung der Vergütung aus 

dem Vertrag der Parteien Der Vertrag, bezeichnet als "Dauerwerbe- und 

Anzeigenauftrag für die Veröffentlichung einer Fotochiffreanzeige" ist ein Mischvertrag mit 

dienst- und werkvertraglichen Elementen, letzteres insbesondere bezüglich der Anferti­

gung von Fotos, allerdings ohne Zusicherung einer bestimmten Qualität. 

Der Inhalt des schriftlichen Vertrages ist unstreitig. Vereinbart wurde das Anzeigenpaket 

"Models-Week & Banner & More" zu einem Gesamtpreis von 498,00 €. Der Vertrag war al­

so für die Beklagte nicht kostenlos. Insofern kann als wahr unterstellt werden, dass das 

Casting als kostenlos seitens der Klägerin angekündigt war, denn bei einem Casting han­

delt es sich um ein Auswahlverfahren, womit schon vom Begriff her nicht automatisch ein 

Fotoshooting verbunden ist. Die Beklagte behauptet im Übrigen selbst nicht, dies sei ihr so 

gesagt worden. 

Entscheidend ist, dass die Beklagte den schriftlichen Vertrag unterschrie-

ben hat. Unerheblich ist dabei, dass sie ihn selbst nicht lesen konnte und ihre Tochter ihn 

ausfüllte, dies aber im Einverständnis der Beklagten. Ihre Willenserklärung der Annahme 

des Vertragsangebots ist daher wirksam. Sie hat sich damit einverstanden erklärt mit den 

seitens der Klägerin geschuldeten Leistungen, die zur Überzeugung des Gerichts auch er­

bracht worden sind. Die Klägerin hat sich zu einer Veröffentlichung der Fotos in der Zei­

tung www.models-week.de verpflichtet. Es handelt sich dabei nicht um eine Tages- oder 
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sonstige Zeitung in Papierform, sondern um eine digitale Zeitung. Dasselbe gilt für die 

www.casting-zeitung.de und die www.model-zeitung .de. Schon aus der Bezeichnung 

www. war ersichtlich, dass es sich um reine Internetzeitungen handelt. Schließlich bezieht 

sich auch die Banner-Werbung auf eine Titelseite im Internet. Das Gericht hat sich davon 

wie auch von dem Erscheinen der Fotos der Tochter der Beklagten selbst überzeugt. 

Auch die anzufertigenden Fotos sind lediglich als digitale Bilder bezeichnet. Eine Anzahl 

sowie Abzüge der Fotos in Papierform ist nicht vereinbart worden. 

Zusätzlich hat die Beklagte nach Unterzeichnung des Vertrags eine Erklärung, vorgelegt 

als Anlage K3, unterschrieben mit dem Inhalt, ihr sei bekannt, dass es für die Anzeige 

branchenüblich keine Erfolgs- oder Vermittlungsgarantie gebe und die Fotos und die An­

zeige in jedem Fall vergütungspflichtig seien, d.h. auch dann, wenn die Tochter der Beklag­

ten nicht vermittelt werde, schließlich, dass es über den schriftlichen Vertrag hinaus keine 

mündlichen Zusagen gebe. 

Sämtliche seitens der Beklagten monierten Umstände des Castings, der Vorbereitung und 

Durchführung des Fotoshootings etc. sind angesichts des Vertragsinhalts irrelevant. Die 

Beanstandung der Fotos als "laienhaft" führt nicht etwa zu Gewährleistungsrechten, sofern 

man diesen Teil überhaupt dem Werkvertragsrecht zuordnen sollte, denn dieser Bezeich­

nung stellt eine reine Bewertung dar und wäre im Übrigen als Tatsachenbehauptung un­

substantiiert. 

Ein Widerrufsrecht ist der Beklagten weder vertraglich eingeräumt worden, noch besteht 

es aus anderen Gründen. Insofern ist es entgegen dem gerichtlichen Hinweis vom 

18.10.2017 unerheblich, dass derVertragsschluss in den Räumen des_und da­

mit außerhalb der Geschäftsräume der Klägerin stattgefunden 

Schließlich greift auch die wegen Irrtums und arglistiger Täuschung seitens der Beklagten 

erklärte Anfechtung nicht, zum einen weil die Vertragsbedingungen in dem schriftlichen 

Vertrag, wie dargelegt, genannt sind und es auch über die Kostenpflichtigkeit keinen Irrtum 
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geben konnte und eine diesbezügliche Täuschung gar nicht behauptet ist, zum anderen da 

die Person des angeblich täuschenden nicht konkret benannt, sondern lediglich als "Mo­

delscout" bezeichnet ist. Auch der Fotograf ist nicht namentlich benannt. Ein a,ls Nötigung 

einzuordnendes Verhalten eines dieser beiden Personen ist schon aus diesem Grund zu 

unkonkret und daher zu verneinen. Selbst wenn die Beklagte und ihre Tochter zeitlich unter 

Druck gesetzt worden sein sollten, sO hatte die Beklagte trotzdem die Möglichkeit, den Ver­

trag unter diesen Umständen dann eben nicht zu unterzeichnen. 

Letztendlich ist auch ein völliges Missverhältnis zwischen Leistung und Gegenleistung, das 

zur Sittenwidrigkeit des Vertrags i.S.d. § 138 BGB führen könnte, nach Ansicht des Ge­

richts nicht gegeben. Die Vertragsbedingungen und der Leistungsumfang der vorgelegten 

Vergleichsangebote sind nicht ausreichend erkennbar, um im vorliegenden Fall von einem 

entsprechenden Missverhältnis auszugehen. Weitere Beweismittel zu diesem Punkt, bei­

spielsweise ein Sachverständigengutachten, wurden nicht angeboten, davon abgesehen, 

dass ein solches ein Vielfaches der Kosten des Klagebetrags verursachen würde. Aus 

Sicht der Beklagten mag die Höhe der Vergütung unter dem Gesichtspunkt, dass ihre 

Tochter letztlich keinen Modelauftrag bekommen hat, unverhältnismäßig hoch erscheinen. 

Dass die Werbeanzeigen jedoch in dieser Weise Erfolg haben würden, war seitens der 

Klägerin, wie dargelegt, nicht geschuldet. 

Insgesamt war die Klageforderung daher zuzusprechen. Der Anspruch auf die Nebenko­

sten beruht auf den §§ 286, 288 BGB. 

2. Kosten: § 91 ZPO. 

Vorläufige Vollstreckbarkeit: § 708 Nr. 11 ZPO. 

Rechtsbehelfsbelehrung : 

Gegen die Entscheidung kann das Rechtsmittel der Berufung eingelegt werden. Die Berufung ist nur zuläs­
sig, wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 600 Euro übersteigt oder das Gericht des ersten Rechtszu­
ges die Berufung im Urteil zugelassen hat. 

Die Berufung ist binnen einer Notfrist von einem Monat bei dem 

Landgericht Nürnberg-Fürth 
Fürther Str. 110 
90429 Nürnberg 
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einzulegen. 

Die Frist beginnt mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung, spätestens mit Ablauf von fünf Monaten 
nach der Verkündung der Entscheidung. 

Die Berufung muss mit Schriftsatz durch eine Rechtsanwältin oder einen Rechtsanwalt eingelegt werden. Die 
Berufungsschrift muss die Bezeichnung der angefochtenen Entscheidung und die Erklärung enthalten, dass 
Berufung eingelegt werde . 

Die Berufung muss binnen zwei Monaten mit Anwaltsschriftsatz begründet werden. Auch diese Frist beginnt 
mit der Zustellung der vollständigen Entscheidung. 

Gegen die Entscheidung, mit der der Streitwert festgesetzt worden ist, kann Beschwerde eingelegt werden, 
wenn der Wert des Beschwerdegegenstands 200 Euro übersteigt oder das Gericht die Beschwerde zugelas­
sen hat. 

Die Beschwerde ist binnen sechs Monaten bei dem 

einzulegen. 

Amtsgericht Schwa bach 

Weißenburger Str. 8 
91126 Schwabach 

Die Frist beginnt mit Eintreten der Rechtskraft der Entscheidung in der Hauptsache oder der anderweitigen 
Erledigung des Verfahrens. Ist der Streitwert später als einen Monat vor Ablauf der sechsmonatigen Frist 
festgesetzt worden, kann die Beschwerde noch innerhalb eines Monats nach Zustellung oder formloser Mit­
teilung des Festsetzungsbeschlusses eingelegt werden. Im Fall der formlosen Mitteilung gilt der Beschluss 
mit dem dritten Tage nach Aufgabe zur Post als bekannt gemacht. 

Die Beschwerde ist schriftlich einzulegen oder durch Erklärung zu Protokoll der Geschäftsstelle des genann­
ten Gerichts. Sie kann auch vor der Geschäftsstelle jedes Amtsgerichts zu Protokoll erklärt werden; die Frist 
ist jedoch nur gewahrt, wenn das Protokoll rechtzeitig bei dem oben genannten Gericht eingeht. Eine anwalt­
liehe Mitwirkung ist nicht vorgeschrieben. 

Rechtsbehelfe können auch als elektronisches Dokument eingereicht werden. Eine einfache E-Mail genügt 
den gesetzliChen Anforderungen nicht. 

Das elektronische Dokument muss 
mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person versehen sein oder 
von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg eingereicht werden. 

Ein elektronisches Dokument, das mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Per­
son versehen ist, darf wie folgt übermittelt werden: 

auf einem sicheren Übermittlungsweg oder 
an das für den Empfang elektronischer Dokumente eingerichtete Elektronische Gerichts- und Verwal­
tungspostfach (EGVP) des Gerichts. 

Wegen der sicheren Übermittlungswege wird auf § 130a Absatz 4 der Zivilprozessordnung verwiesen. Hin­
sichtlich der weiteren Voraussetzungen zur elektronischen Kommunikation mit den Gerichten wird auf die 
Verordnung über die technischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das be­
sondere elektronische Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung - ERW) in der jeweils 
geltenden Fassung sowie auf die Internetseite www.justiz.de verwiesen. 
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gez. 

Richterin am Amtsgericht 


